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Staatsdienſt im 


Baufach. 


Unter dem 15. April d. J. hat der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten neue Vorſchriften über 
die Ausbildung und Prüfung für den Staatsdienſt 
im Baufach erlaſſen, die nunmehr im Druck er⸗ 
ſchienen ſind. Der Umſtand, daß kein Gebiet der 
preußiſchen Staatsverwaltung im Laufe der letzten 
Jahrzehnte eine derartige Erweiterung und Bere 
mehrung ſeiner Wirkſamkeit im Allgemeinen und 
der ihm dienſtbaren Wiſſenſchaften im Beſonderen 
erfahren hat, wie das Baufach, macht es, wie das 
„Zentralblatt der Bauverwaltung“ in einer Be⸗ 
ſprechung der neuen Prüfungs⸗Vorſchriſten aus⸗ 
führt, erklärlich, daß hier Umgeſtaltu gen der 
allgemeinen Einrichtungen, einſchließlich des Prü- 
fungsweſens, häufiger nothwendig geworden ſind, 
als in den übrigen Gebieten. Durch die Pr 
fungs⸗Vorſchriſten vom 6. Juli 1888 war eine 
Theilung der Prüfungen für den Staatsbaudienſt 
nach drei Fächern, dem Hochbaufach, dem In⸗ 
genieurbaufach und dem Maſchinenbaufach ein 
geführt worden, mit welcher ſeibſtverſtändlich auch 
der Studiengang auf den techniſchen Hochſchulen 
in Einklang zu bringen war. Die ſeitdem ge⸗ 
wonnenen Erfahrungen und die ſtetig vermehrten 
Anforderungen des Verkehrs und des offentlichen 
Lebens haben jedoch eine weitere Theilung des 
Baufachs in Sondergebiete nothwendig gemacht, 
jo daß nach den neuen Prüfungs⸗Vorſchriften nun⸗ 
mehr die Ausbildung und Prüfung im Ingenieur⸗ 
bauweſen nach zwei Richtungen, der des Waſſer⸗ 
baues und der des Eiſenbahnbaues, ſtattzufinden 
hat. Indeſſen brauchen die Studirenden des 
Ingenieurbaufaches ſich erſt nach dem Beſtehen 
der erſten Hauptprüfung endgültig darüber zu 
entſcheiden, ob fie ſich fernerhin dem Waſſer⸗ 
Lande oder dem Eiſenbahnbaufache zuwenden 
wollen. 

In den beiden erſten Prüfungen find Aende⸗ 
rungen von weitergehender Bedeutung überhaupt 
nicht eingetreten. Für die Vorprüfung ſind die 
Anforderungen in der Mechanik ſchärfer umgrenzt 
und beſtimmter als bisher angegeben, während im 
Abſchnitt „Reine Mathemalik“ die beſondere Pril⸗ 
fung in der Algebra und Trigonometrie in Fort⸗ 
fall gebracht iſt. In der erſten Hauptprüfung 
werden für das Ingenieurbaufach bereits einige 


für den 


* 


Kenntniſſe über elektriſche Anlagen verlangt, für 


das Maſchinenbaufach iſt ein beſonderer Abſchnitt 
„Elektromechanik“ hinzugetreten. Um zur recht⸗ 
zeitigen Uebung der Fertigkeit im Skizziren, 
worauf beſonderer Werth gelegt werden wird, an⸗ 
zuregen, wird in den Beſtimmungen über die für 
die Vorprüfung und die erſte Hauptprüfung ein⸗ 
zureichenden Zeichnungen die Vorlage von Hand⸗ 
ſkizzen beſonders verlangt. Bei der zweiten 
Hauptprüfung tritt die Trennung des Waſſerbaues 
vom Eiſenbahnbau ſchon in Bezug auf die häus⸗ 
lichen Probearbeiten und auf die Klauſurarbeiten 
dadurch in die Erſcheinung, daß die betreffenden 
Aufgaben ganz oder doch vorwiegend aus der ent⸗ 
ſprechenden Fachrichtung entnommen werden ſollen. 
Für die mündliche Prüfung ſind im Hochbau die 
Anforderungen nur in Bezug auf elektriſche An⸗ 
lagen erweitert worden. Für die mündliche Prü⸗ 
fung im Waſſerbau wird im Vergleich mit den 
bisherigen Vorſchriften ein erheblich geringeres 
Maß von Kenntniſſen im Eiſenbahnweſen als 
früher, dagegen ein größeres Maß derſelben im 
Schiffbau und den elektriſchen Einrichtungen ver⸗ 
langt. Umgekehrt ſind für die mündliche Prüfung 
im Eiſenbahnbau die Anforderungen in Bezug 
auf dieſes Sondergebiet, insbeſondere auch auf das 
Elektrizitätsweſen, erhöht und die Mehrforderungen 
durch einen entizvechenden Nachlaß in den Kennt⸗ 
niſſen des Waſſerbauweſens ausgeglichen worden. 
Beim Maſchinenbau endlich fällt bisherige Prü⸗ 
fung im Schiffbau, mit Ausſchluß der Bagger 
und Trajekte, fort, wogegen der Elektromechanik 
eine weſentlich erhöhte Bedeutung beigelegt iſt. 


ER 


Deutſchland. 
Berlin, 8. Mai. Der Kaiſer nahm geſtern 
auf dem Tempelhofer Felde nach Beſichtigung des 
2. Garde⸗Regiments zu Fuß Gelegenheit, auf die 
hohen Verdienſte, welche ſich Generaloberſt von 
Pape um die Armee erworben, hinzuweiſen. Das 
Begräbniß wird am Freitag Nachmittag um 
4 Uhr mit den militäriſchen Ehren, welche einem 
Generalfeldmarſchall zukommen, ſtattfinden. 

— Die „Berl. Korreſp.“ ſchreibt: „Der 
„Hamburger Korreſp.“ hat am 3. d. M. Abends 
eine Notiz aus Berlin gebracht, daß der Staats⸗ 
anwalt neuerlich Ermitkelungen über die bei dem 
Hoch auf Seine Majeſtät den Kaiſer im Reichs⸗ 
tage am 6. Dezember ſitzen gebliebenen Sozial⸗ 
demokraten veranlaßt hätte. Dieſe in mehrere 
andere Blätter übergegangene Nachricht entbehrt 
der Begründung.“ . 

— Die nationalliberale Fraktion des Reichs⸗ 
tags hat ihre Berathungen über den Kommiſſious⸗ 
bericht zur Umſturzvorlage geſtern beendet. Die 
„Nat.⸗Lib. Korreſp.“ ſchreibt darüber: 

„Es bedarf kaum nochmals der beſonderen 
Erwähnung, daß die Vorlage, ſo wie ſie aus der 
Kommiſſion hervorgegangen iſt, allen Mitgliedern 
der Fraktion gleichermaßen unannehmbar erſcheint. 
Aber nach Lage der Dinge mußte auch die Er⸗ 
wartung aufgegeben werden, den umgeſtalteten 
Eutwurf derart revidiren zu können, daß er brauch⸗ 
bare und annehmbare Mittel zur Abwehr der 
Umſturzbeſtrebungen darbiete, ohne mit weit ab⸗ 
ſeits liegenden Nebenzwecken verknüpft zu ſein. 
Selbſt wenn alle vorliegenden konſervatiben An⸗ 
träge zum Entwurf, was ja völlig ausſichtslos 
iſt, angenommen würden, bliebe immer noch ſoviel 
von der klerikal⸗konſervativen Verbeſſerungskunſt 
aus der Kommiſſion beſtehen, daß der Entwurf 
mehr eine Gefahr für geiſtige Freiheit und das 
Walten religiöſer Duldſamkeit wäre, als eine Ver⸗ 
ſtärkung der Machtmittel für die Staatsgewalt 
zur Abwehr gewaltſamer Unterwühlungsverſuche 
an den Fundamenten von Staat und Geſellſchaſt. 
Es verſteht ſich, daß die nationalliberale Fraktion 
an den einzelnen Abſtimmungen in der zweiten 
Leſung mit dem Beſtreben theilnimmt, überall 
das kleinere Uebel an Stelle des größeren zu ſetzen; 
auch daß ſie ihren Widerſpruch gegen die Klerika⸗ 
liſirung der einzelnen Paragraphen durch Cven- 
tualantráge von Fall zu Fall zum Ausdruck 
bringt. Doch wird fic) ja bald genug ergeben, 
daß es ſich auch bei den Anträgen aller anderen 
Parteien nur noch um die Marlirung des eigenen 
Standpunktes, in keiner Weiſe aber um ein auf 
Erfolg berechnetes Vorgehen handelt. Die Bors 
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Mehrheit iſt ja inzwiſchen wieder zerfallen. Eben 
aus dieſem Grunde läßt ſich aber auch einem 
Fm b Abſchluß der zweiten Leſung und 
damit der Berathungen überhaupt entgegenſehen.“ 


— Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
hat im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
und dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten die Anordnung getroffen, daß die 
Vorprüfung und Begutachtung der Geſuche um 
Bewilligung einer Staatsbeihülfe aus dem Fonds 
von 5 Millionen Mark zur Beförderung des 
Kleinbahnweſens (Geſetz vom 8. April 1895, 
G.⸗S. S. 91 ff.) in den einzelnen Provinzen 
von den Oberpräſidenten bewirkt werden ſoll, weil 
dieſe in unmittelbarer Verbindung mit den Pro⸗ 
vinzialverwaltungen ſtehen, deren Stellung zu 
der Frage der Unterſtützungswürdigkeit und Unter⸗ 
ſtützungsbedürftigkeit des Bahnunkerneymens für 


ü- die Beſchlußfaſſung über die Gewährung einer 


Staatsbeihülfe von weſentlicher Bedeutung iff. 
Dabei iſt darauf hingewieſen worden, daß für die 
Prüfung und Berichterſtattung beſonders folgende 
Punkte zu beachten ſind: 

- 1. Der 5 Millionenfonds iſt ausſchließlich 
zur Förderung von Kleinbahnunternehmungen be⸗ 
ſtimmt. Es muß daher im Einzelfalle ſtets erſt 
Entſcheidung getroffen ſein, daß ein Unternehmen 
als Kleinbahn anzuſehen iſt, und bei deſſen Ge⸗ 
nehmigung die Beſtimmungen des Kleinbahn⸗ 
geſezes vom 28. Juli 1892 anzuwenden find, ehe 
die Frage einer finanziellen Betheiligung des 
Staakes erörtert werden kann. 2. Vorausſetzung 
für die Unterſtützung mit Staatsmitteln iſt ferner, 
daß die Bahn dem öffentlichen Intereſſe, insbe⸗ 
ſondere dem Verkehrsintereſſe entſpricht. Ob dies 
der Fall iſt, wird nach Lage des einzelnen Falles, 
insbeſondere nach dem Verkehrsbedürfniß der Ge⸗ 
gend und dem Maße und der Art der Befrie⸗ 
digung deſſelben durch die geplante Bahn zu ent- 
ſcheiden ſein. 3. Wie das öffentliche Intereſſe, ſo 
iſt auch die Wirthſchaftlichkeit eines Bahnunter⸗ 
nehmens die Vorausſetzung für die Anerkennung 
ſeiner Unterſtützungswürdigkeit; die Koſten müſſen 
in einem richtigen Verhältniß zu dem zu erwarten 
den wirthſchaftlichen Nutzen ſtehen. Dies wird 
in der Regel nur dann anzuerkennen ſein, wenn 
wenigſtens nach Ueberwindung der erſten Schwie⸗ 
rigkeiten die Verkehrseinnahmen nicht nur die 
Deckung der Betriebsausgaben, ſondern auch eine 
wenngleich nur mäßige Rente für das Anlage⸗ 
tapital in Ausſicht jtellen. Sofern gewerbsmäßige 
Unternehmer betheiligt find, wird ein Kleinbahn⸗ 
unternehmen nur dann als unterſtützungswürdig 
anzuſehen ſein, wenn die Vortheile, welche jenen 
Unternehmern zugeſtanden ſind, in richtigem Ver⸗ 
hältniſſe zu ihren Leiſtungen ſtehen und nicht den 
Charakter einer Uebervortheilung der übrigen Be⸗ 
theiligten haben. 4. Der Staat kann nur da mit feinen 
Mitteln eintreten, wo ohne ſeine Beihülfe das 
Unternehmen nicht zu Stande kommen würde, 
alſo Leiſtungsunfähigkeit der Unternehmer zur voll⸗ 


ſtändigen Aufbringung der durch Vorleiſtungen 


der Zunächſtbetheiligten und Beihülfen höherer 
Kommunalverbände nicht gedeckten Koſten der An⸗ 
lage vorliegt. 5. Mit Rückſicht auf den Grundſatz, 
daß bei ſolchen Unternehmungen von vorwiegend 
oͤrtlicher Bedeutung zunächſt die höheren Kom⸗ 
munalverbände des betreffenden Landestheiles 
(Kreis, Provinzial⸗ und Kommunalverband) aus⸗ 
helfend einzutreten haben, iſt davon auszugehen, 


daß der Staat nur dann Hül e leiſten kann, wenn 


Kreis und Provinz (Kommunalverband), aus⸗ 
nahmsweiſe wenigſtens einer von beiden, und 
wenn Kreiſe Unternehmer der Bahn ſind, die 
Provinz (Kommunalverband) zunächſt das ihrige 
gethan oder entſprechende Beſchlüſſe gefaßt haben. 
6. Aus demſelben Grunde wird an einer ent⸗ 
ſprechenden Vorleiſtung der Geſamtheit der Zu⸗ 
nächſtbetheiligten und zwar in der Regel an der 
unentgeltlichen Hergabe des Grund und Bodens 
oder der Koſten des Grunderwerbs à fonds perdu 
oder einer gleichwerthigen Pauſchſumme feſtzu⸗ 
halten ſein. 7. Die Höhe der Staatsbeihülfe wird 
wird nach der Unterſtützungswürdigkeit und Be⸗ 
dürſtigkeit des Unternehmens im einzelnen Fall: 
zu bemeſſen ſein; ſie wird im angemeſſenen Ver⸗ 
hältniß zu den Leiſtungen der höheren Kommunal⸗ 
verbände ſtehen müſſen. 8. Die Form der Zins⸗ 
oder Ertragsgarantie iſt ausgeſchloſſen; auch die 
Gewährung von Darlehen wird nur ba ftatt 
finden können, wo beſondere Gründe gerade für 
dieſe Form der Beihülfen ſprechen. In den 
meiſten Fällen wird die Betheiligung des Staates 
an dem Unternehmen unter Gleichberechtigung 
mit den anderen Zeichnern des Anlagekapitals 
in Ausſicht zu nehmen ſein. Die Gewährung 


der Beihülfe a fons perdu wird nur in ganz 


beſonderen Fällen und auch dann nur in mäßi⸗ 
gen Beträgen in Ausſicht zu nehmen fein. 9. Die 
Zahlung der staatlichen Beihülfe wird von dem Nach⸗ 
weiſe abhängig zu machen ſein, daß die Beſchaffung 
des im Uebrigen erforderlichen Anlagekapitals und 
des Grund und Bodens ſeitens leiſtungsfähiger 
Perſonen oder Korporationen in rechtsverbindlicher 
Weiſe ſicher geſtellt iſt. 


Kiel, 7. Mai. Nach dem ſoeben veröffent⸗ 
lichten Liegeplan werden achtzig große Kriegsſchiff 
im Kieler Hafen ſich verſammeln, die vom inneren 
Hafen an über die Kanalmündung hinaus bis 
zur Feſte Friedrichsort vor Anker liegen. Die 
frühere Annahme, daß die deutſchen Schiffe im 
inneren und die fremden Schiffe im äußeren 
Hafen anfern würden, iſt unzutreffend. Deutſche 
und fremde Schiffe werden in buntem Gemiſch 
neben einander liegen. Sechs deutſche Panzer und 
Kreuzer eröffnen de Reihe; es ſchließen ſich ihnen 
die däniſchen und amerikaniſchen Geſchwader 
au. Alsdann folgen fünf deutſche Panzer und 
Aviſos neben der ſtattlichen Torpedoflottille. 
Zwiſchen Bellevue und der Kanalmündung bei 
Holtenau ankern dann im breiteren Fahrwaſſer 
vier deutſche Panzer, ſämtliche zehn engliſchen 
Schiffe, der Portugieſe „Vasco de Gama“, ſowie 
die franzöſiſchen Panzer „Dupuy de Lome“ und 
„Hoche“ und der Kreuzer „Cosmoa“. Vor der 
Kanalmündung liegen die Kaiſeryacht „Hohen⸗ 
zollern“ und der Aviſo „Kaiſeradler“. Seewärts 
von dieſen, zwiſchen der Kanalmündung und 
Friedrichsort, werden fünf Reihen von Bojen aus⸗ 
gelegt. Ju den erſten beiden Reihen von der 
ſchleswigſchen Küſte aus ankern die ruſſiſchen, 
ſchwediſch⸗norwegiſchen, ſpaniſchen und nieder⸗ 
ländiſchen und in der mittleren Reihe ſieben 
italienische Schiffe. Die vierte Reihe befteht aus 
dem öſterreichiſchen Geſchwa er und vier deutſchen 
Schiffen. Die fünfte Reihe bilden zwei italienijche 
Kreuzer, die rumäniſchen Schiffe und der türkiſche 
Kreuzer „Heybet Numa“. - eu 
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Mittwoch, 8. Mai 1895. 


Annahme von Inſeraten Kohlmarkt 10 und Kirchplatz 8. 
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Oeſterreich⸗Ungarn. 

Wien, 7. Mai. Die Klerikalen inſceniren 
ein förmliches Keſſeltreiben gegen den Grafen Kalnoky. 
Der geſtrigen Interpellation im öſterreichiſchen 
Abgeordnetenhauſe iſt heute eine weitere geſolgt. 
Dipauli und Belcredi, die Beide der Koalition 
angehören, erklärten in dieſer Interpellation, Ral 
nokys Note gegen den Nuntius Agliardi errege 
Befremden und peinliche Empfindungen. 

Ueberaus ſcharf geht die antiliberale Preſſe 
gegen Kalnoky los. „Vaterland“, das Organ 
Hohenwarts, ſagt, die herbe Zurechtweiſung in 
dem bekannten Kommuniqué der „Politiſchen Kor⸗ 
reſpondenz“ finde nunmehr nicht blos auf Banffy 
Auwendung. 

Wien, J. Mai. Bei der heutigen Erſatz⸗ 
wahl zum Reichsrath im dritten Bezirke wurde 
Steiner (Antiſemit) gegen den Deutſchliberalen 
venz mit großer Maforität gewählt. 

Peſt, 7. Mai. Hier iſt eine abermalige 
Gährung eingetreten. Das ſchmeichelhafte Hand⸗ 
ſchreiben des Kaiſers an den Grafen Kalnokh rief 
vielfach den Eindruck hervor, daß dadurch Bauffys 
Erfolg paralyſirt erſcheine, und daß die Krone das 
Verhalten Kalnokys in dem jüngſten Konflikt gut 
heiße. Mehrere Blätter fordern rundweg die Ent⸗ 
laſſung Kalnokys. Offtziös wird erklärt, eine 
energiſche Aktion beim Vatikan müſſe noch vor 
dem Zuſammentritt der Delegationen ſtattfinden. 
Auch im Unterhaus werden neue Stürnie er⸗ 
wartet. E 


Frankreich, 

Paris, 6. Mai. Die außerparlamentariſche 
Marinekommiſſion, welche vor 15 Monaten einge⸗ 
ſetzt wurde und ſeither ihre Arbeiten con amore 
betrieben hat, ohne daß ſich irgend Jemand für 
die etwaigen Reſultate dieſer Arbeiten intereſſirt 
hätte, iſt ſoeben von ihrem Ausfluge nach Korſika 
zurückgekehrt, wohin ſie ſich behufs Prüfung der 
dortigen Vertheidigungseinrichtungen begeben hatte. 
Sie hat, das verſteht ſich von ſelbſt, „einen aus⸗ 
gezeichneten Eindruck gewonnen und ſetzt ſehr große 
Hoffnungen in die Lage der dortigen Verhältniſſe“. 
So wenigſtens verſichern die regierungsfreundlichen 
Blätter, die bekanntlich die Dinge ſtets im roſig⸗ 
ſten Lichte ſehen. Es geht dem unbefangenen 
Beobachter mit Korſika jedoch kaum anders als 
mit Tonkin oder mit Algerien: in regelmäßigen 
oder auch in unregelmäßigen Zwiſchenräumen hört 
man das Lob der dortigen Zuſtände in allen Ton⸗ 
arten ſingen, aber zwiſchen hindurch erfährt man 
von neuen und unerhörten Raubzügen der Piraten, 
von Aufſtänden der längſt „pazifizirten“ Bevölke⸗ 


ſetzentwurf betreffend die Reform der Getränke⸗ 
beſteuerung feſtgeſtellt. Der Entwurf beſtimmt die 
Abſchaffung des Privilegiums der Landweinbren⸗ 
ner. Die Branntweinſteuer ſoll auf 175 Franken 
für das Hektoliter gebracht werden und der 
Steuernachlaß für hygieniſche Getränke mehr als 
80 Millionen Franken betragen. Die verſchiedenen 
Weinſteuern ſollen abgeſchafft und durch eine ein⸗ 
zige Verbrauchsſteuer erſetzt werden. Ferner ſollen 
die Oftrot- Abgaben auf hygieniſche Getränke er⸗ 
mäßigt werden. 

Paris, 7. Mai. Die Frankreich befriedigende 
Antwortnote Japans erfolgte, hieſigen Blättern 
zufolge, erſt nachdem die drei Mächte dem Mikado 
ein förmliches Ultimatum überreichten. 5 

Die Meldung des „Evenement“ vom gemein⸗ 
ſamen Beſuch der ruſſiſchen und franzöſiſchen 
Flotte in Kopenhagen nach den Kieler Feſtlich⸗ 
keiten iſt erfunden. 


Italien. 


Nach einer der „Pol. Korr.“ aus Rom zu⸗ 
gehenden Meldung hat der Papſt dieſer Tage 
beim Empfange mehrerer Katholiken angekündigt, 
daß er demnächſt ein Schreiben über die ſoziale 
Frage veröffentlichen werde, worin die gegen⸗ 
ſeitigeu Pflichten der Arbeitgeber und der Arbeiter 
klar dargelegt werden ſollen. Das Schreiben 
wird auch die chriſtlich⸗ſoztale Bewegung bee 
leuchten. 

Rom, 7. Mai. Alle liberalen Blätter 
äußern ſich über die Löſung des Zwiſtes Kalnoky⸗ 
Banffy hochbefriedigt. „Riforma“ ſagt: „Wir 
ſind erfreut, daß die Leitung der auswärtigen 
Politik Oeſterreich⸗Ungarus in den Händen des 
Grafen Kalnoky bleibt, der ſtets wahre Friedens⸗ 
liebe und Freund ſchaft für unſer Land bewieſen 
hat, daß der ungariſchen Nation, die uns durch 
Freundſchaft und Zuneigung eng verbunden iſt, 
Erſchütterungen erſpart bleiben und daß die 
liberalen Reformen geſichert ſind, die der Fort⸗ 
ſchritt und die moderne Geſittung erheiſchen.“ 

Miniſter Saracco widerſprach in Turin leb⸗ 
haft den Gerüchten von angeblichen Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten im Kabinet, ſowie den Anklagen 
über Verfaſſungsverletzung. 

Laut Meldungen aus Kairo herrſcht in 
Omdurman gedrückte Stimmung, die Mahdiſten 
leiden Mangel an Feuerwaffen und Schießbedarf. 

Der Papſt ließ heute den Kardinal Hohen⸗ 
lohe, der kürzlich von Crispi zur Tafel geladen 
war und freundſchaftliche Erklärungen mit ihm 
austauſchte, zu einer Unterredung bitten. 


Rom, 7. Mal. Den Abendblättern zufolge 


rung und dergleichen Annehmlichkeiten mehr, ſodaß hat der König nunmehr das Dekret unterzeichnet, 


der Glaube an die Zuverläſſigkeit der offtziellen 
Lobgeſänge allmälig erſchüttert wird. Wie mit 
Tonkin, fo ſteht es auch — mutatis mutandis — 
mit Korſika. Die Infl gehört zwar ſchon feit 
vier oder fünf Generationen zu Frankreich; man 
verſicherte, der Korſe ſei der glühendſte franzöſiſche 
Patriot, den man ſich denken könne, aber nichts⸗ 
deſtoweniger ſcheint das Land kaum mehr pazifi⸗ 
zirt zu ſein, als der äußerſte Often oder Algerien. 
Von den erbaulichen juriſtiſchen und adminiſtra⸗ 
tiven Zuſtänden der Inſel, welche vor ein paar 
Wochen im Senat zur Sprache kamen und die 
vielleicht noch die Kammer beſchäftigen werden, 
werde ich Ihnen ſpäter einmal eine ausführliche 
Darſtellung geben; heute fet nur kurz an ein 
Vorkommniß erinnert, von dem die Blätter in 
deu letzten Tagen berichteten, und das ohne Ueber⸗ 
treibung an tonkineſiſche oder madagaſſiſche Zu⸗ 
ſtände gemahnt. Vor ein paar Tagen trafen 
zwei korſiſche Banditen in der Gegend von 
Fiumorbo einen Gendarm, der mit der Ueber⸗ 
wachung des Diſtrikts betraut war; ohne ſich lange 
mit Parlamentiren aufzuhalten, ſchoſſen ſie den 
Wächter des Geſetzes nieder und ſetzten daun 
ihren Weg wohlgemuth fort. Nach einer Weile 
begegneten ſie zwei anderen Banditen und, „ohne 
daß man recht weiß, warum“, wie der Ausdruck 
in dem offiziellen Berichte lautet, begaun unter 
den beiden Parteien ein Feuergefecht, das mit der 
Tödtung dreier von den vier Kombattanten endete. 
Der einzige Ueberlebende wird wohl man els 
eines Gegners in feine heimiſchen Pfähle zurück⸗ 
gekehrt ſein, falls er es nicht etwa vorgezogen hat, 
Hand an ſich ſelbſt zu legen. Derartige Vor⸗ 
kommniſſe ſind ſo häufig auf der Inſel, daß die 
Blätter der Landeshauptſtadt ſich einfach damit 
begnügen, die Thatſachen zu regiſtriren, von einer 
Unterſuchung der Geſchehniſſe oder gar einer 
Verfolgung der Uebelthäter iſt kaum die Rede. 
Und in der That muß ein korſiſcher Bandit ganz 
beſonders Pech haben, wenn er nach dem zehnten 
oder zwölften Morde in die Hände der Juſtiz 
fällt. Herr Emmanuel Aréne, ein geborener 
Korſe, bricht ab und zu eine Lanze für ſein 
„unglückliches“ Vaterland, von dem er behauptet, 
es werde von den eigentlichen Franzoſen ver⸗ 
leumdet. Dies thut er auch heute wieder im 
„Matin“, und um die eigenthümlichen, etwas 
rauhen Sitten der Korſen in weniger deutlichem 
vichte erſcheinen zu laſſen, ergeht er fic) des brei⸗ 
teren über die Vertheidigungslage der Inſel und 
klagt die Zentralregierung der ſträflichen Sorg⸗ 
loſigkeit an. Die Thatſachen, welche er anführt, 
fteyen im direkten Widerſpruche zu den Verſiche⸗ 
rungen der Offiziöſen, und wenn die erſteren wahr 
ſind, ſo muß es wirklich nicht ſehr gut um die 
Sicherheit der Sujet beſtellt ſein. Eine Eiſenbahn 
wurde zu Freyeinets Zeiten projektirt, und am 
Ende des vorigen Jahres war man glücklich bis 
zur Hälfte mit ihr fertig geworden. Man hatte 
den Bau an beiden Endpunkten begonnen. Das 
in der Mitte gelegene Stück mußte aber bis zum 
Dezember 1894 noch in der Diligence zurückgelegt 
werden. Auch eine ſtrategiſche Bahn, welche die 
Oſtfüſte der Inſel von Bonifacio bis Baſtia ein⸗ 
ſäumen ſoll, iſt erſt halb fertig, und die Poſt⸗ 
dampfer legen nur 13 Knoten zurück, ſo daß ſich 
der Truppenbeförderungs⸗ wie der Nachrichten⸗ 
vienft im Sriegsialle in einem kläglichen Zuſtande 
befände. Ob und inwieweit dieſe Anſchuldigungen 
gegen die Regierung gerechtfertigt ſind, wird viel⸗ 
leicht einmal in den Kammerverhandlungen zu 
Tage treten. > 

Paris, 7. Mai. Im Miniſterrathe theilte 
heute der Kriegsminiſter General Zurlinden eine 
Drahtmeldung des General Duchene aus Majunga 
auf Madagaskar mit, welche die vollzogene Er⸗ 
richtung des Sanatoriums von Noſſi⸗Kumba mel⸗ 
det, das gegen den 20. Mai benutzbar wird. Der 
General meldet ferner, daß der Flußlauf bis Bevo⸗ 
manga frei iſt.. Die Truppen treffen in gutem 
Zuſtande ein und gehen nach zwei Rafttagen 
weiter nach Marovay. In den Lagern und auf 
den Booten it der Geſundheitszuſtand gut. Die 
Verluſte au Thieren auf dem Marſche waren ſehr 
gering. Im Miniſterrathe wurde ferner der Ge⸗ 


ree welches die Kammer aufgelöſt wird. 
auf den 2. Juni ſeſtgeſetzt. Die neue Kammer 
wird am 8. Juni zufammentreten, 


Großbritannien und Irland. 

London, 7. Mai. Heute Abend fand in der 
dichtgefüllten St. Jameshalle : 
Kundgebung zur Formulirung des nationalen 
Proteſtes gegen Verfolgung der armeniſchen 
Chriſten ſtatt. Der Herzog von Argyll führte den 
Vorſitz. Zahlreiche Pairs, Abgeordnete, Geiſtliche 
aller Konfeſſionen, Abgeſandte aus allen Theilen 
Großbritanniens wohnten der Kundgebung bei. 
Stürmiſchen Beifall erregte ein zur Verleſung 
gelangtes Schreiben Gladſtones, welches ſagt, die 
für Verübung der armeniſchen Greuel beigebrachten 
Beweiſe ſeien klar genug, um direkte Worte und 
Thaten zu rechtfertigen, Durch türkiſche Reform⸗ 
verſprechungen, die gänzlich werthlos ſeien, dürfe 
man ſich nicht zum Aufgeben des nützlichen Vor⸗ 
gehens verleiten laſſen. Unter den Rednern be⸗ 
fanden ſich außer dem Vorſitzenden die Biſchöfe 
von Hereford und Kanonikus Macool, der Lord⸗ 
mayor von Liverpool, der Oberbürgermeiſter von 
Edinburgh, die Abgeordneten Stevenſon, Kenna⸗ 
way, Sitwell und Lady Henry Somerſet. Sämt⸗ 
liche Redner betonten die Nothwendigkeit, der lang⸗ 
jährigen barbariſchen Mißwirthſchaft in Türkiſch⸗ 
Armenien endlich ein Ende zu ſetzen. Die gefaß- 
ten Beſchlüſſe drückten Entrüſtung über die beſtän⸗ 
dige Verletzung der humanitären Grundſätze und 
die Mißachtung der in Gemäßheit des Artikels 61 
des Berliner Vertrages abgeſchloſſenen engliſch⸗ 
türkiſchen Konvention von 1878 übernommenen 
Verpflichtungen ſeitens der Pforte aus. Die 
britiſche Regierung wird aufgefordert, ſofort 
Schritte zu ergreifen, um der Mißwirthſchaſt in 
Armenien ein Ziel zu ſetzen, auf Einführung an⸗ 
gemeſſener und dauernder Reformen unter beſtän⸗ 
diger europäiſcher Aufficht zu beſtehen, ſowie bie 
ſofortige bedingungsloſe „Freilaſſung“ der in 
türkiſchen Gefängniſſen und Feſtungen ohne vor⸗ 
herige Prozeſſe oder nach Scheinprozeſſen einge⸗ 
kerkerten Erzbiſchöſe, Biſchöfe, Prieſter, Paſtoren, 
Schullehrer und anderer Armenier herbeizu⸗ 
führen. : - 

London, 7. Mai, Unterhaus. Der Par⸗ 
lamentsunterſekretär des Auswärtigen Grey theilte 
mit, daß der engliſche Admiral Corinto verlaſſen 
habe, nachdem er ein Schreiben der Regierung 
von Nicaragua erhalten, worin unter Gewähr⸗ 
leiſtung der Regierung von San Salvador ver⸗ 
ſprochen wird, die Entſchädigung in London inner⸗ 
halb 14 Tagen zu zahlen; ferner ſeien in dem 
Schreiben die anderen Bedingungen des engliſchen 
Ultimatums angenommen. Im weiteren Verlauf 
der Sitzung erklärte Grey, er könne den bereits 
veröffentlichten Nachrichten über das Abkommen 
Japans mit den Interventionsmächten nichts 
hinzufügen. 


Rußland. 


Petersburg, 7. Mai. Die Vertreter Ruß⸗ 
lauds, Deutſchlands und Frankreichs unterhandeln 
in Tokio über die Entſchädigung, die Japan für 
ſeine Verzichtleiſtung auf chineſiſches Feſtland ge⸗ 
boten werden ſoll. Japan fordert außer der Er⸗ 
höhung der Kriegsentſchädigung die Oeffnung des 
chineſiſchen Innenlandes für den internationalen 
Handel. a 


Serbien. 


Belgrad, 7. Mai. Die Skupſchtina be⸗ 
willigte heute die Apanage für den König Milan 
in der Höhe von 360 000 Dinar, zahlbar von 
der Gültigkeit des Apanagengeſetzes ab. Das 
neue Preßgeſetz wurde mit einigen Erleichterungen 
angenommen. Die Zageblätter müſſen 5000 
Dinar Kaution leiſten. Dadurch werden die 
kleinen, meiſt radikalen Blätter betroffen. Die 
Skupſchtina wählte 40 Abgeordnete zur Begrüßung 
der Königin Natalie. König Alexander empfing 


zur Berathung über die politiſche und finanzielle 


Lage bisher Stojan Novakovitſch, Michael Wuitſch 
und Wladimir Jovanovitſch (liberal). 


Die 
len ſind auf den 26. Mai, die Stichwahlen 


eine großartige 


au verſchiedenen Punkten Makedoniens. 


Türkei. 

Konſtautinopel, 4. Mai. Die Nachricht, 
daß eine Anzahl hervorragender Bosnier dem 
Sultan neuerdings eine Beſchwerdeſchrift über⸗ 
reicht hat und daß der hieſige k. und k. Botſchaf⸗ 
ter Vorſtellungen bei der Pforte dagegen gemacht, 
und daß der Sultan dieſe Schrift angenommen 
hat, bedarf einer theilweiſen Berichtigung. Es iſt 
wohl richtig, daß dieſe Bosnier, die, wie an dieſer 
Stelle gemeldet wurde, vor etwa zwei Monaten 
dem Sultan ein Memorandum überreicht haben, 
am 26. v. M. neuerdings eine Denkſchriſt in 
Yildiz übergaben und zwar hauptſächlich deshalb, 
weil ſie bis jetzt auf das erſte Memorandum kei⸗ 
nerlei Antwort erhalten haben. Unrichtig iſt es 
ledoch, daß die Beſchwerdeführer hervorragende 
Bosnier ſind. Es ſind durchgehends hier lebende 
Auswanderer. Einige haben zwar in Bosnien 
größeren oder kleineren Grundbeſitz, beinahe alle 
ſind jedoch in Folge verſchiedener Vergehen bei der 
öſterreichiſchen Verwaltung derart belaſtet, daß fte 
nicht nach Bosnien zurückkehren dürfen. Unrichtig iſt 
es ferner, daß von Seiten der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Botſchaft gegen die Annahme der 
Beſchwerdeſchrift irgend welche Schritte bei der 
Pforte gemacht wurden. Bosniſche Angelegen⸗ 
heiten ſind überhaupt zwiſchen den beiden Mächten 
{dou ſeit Langer Zeit auf dem diplomatiſchen 
Wege gar nicht verhandelt worden. Man ſcheint 
von beiden Seiten geradezu jede Gelegenheit zu 
meiden, in der bosniſche Angelegenheiten berührt 
werden müßten. Dem blühenden Zuſtande, in 
dem ſich die beiden Provinzen unter der öſter⸗ 
reichiſchen Verwaltung befinden, zollt man 
türkiſcherſeits Anerkennung. Daß ſich darin etwas 
Neid und Aerger miſcht, iſt natürlich, da ſich ja 
der türkiſchen Bevölkerung auf dem weſtlichen 
Theile der Balkanhalbinſel unwillkürlich Vergleiche 
zwiſchen der vorſorglichen und gerechten Ver⸗ 
waltung in Bosnien und Herzegowina und der 
türkiſchen Mißwirthſchaſft in einigen Vilafets 
Albantens und Makedoniens aufdrängen. Daß 
die Türken im Geheimen die Hoffnungen der 
bosniſchen Emigranten nähren, iſt zweifellos, 
äußerlich war und iſt aber die Haltung der 
Pforte in dieſer Angelegenheit ſehr korrekt. 

Der entſcheidende Sieg Delijannis bei den 
Kammerwahlen in Griechenland hat in hieſigen 
politiſchen Kreiſen zweifellos größeren Eindruck 
hervorgerufen, als in irgend einer anderen euro⸗ 
päiſchen Hauptſtadt. Die Türkei iſt eben der ein⸗ 
zige Nachbarſtaat Griechenlands und befürchtet, 
daß das abermalige Regiment Delijannis das 
ſchwer geprüfte Land zu äußeren Verwickelungen 
drängen könnte. Man erinnert ſich auch daran, 
daß im Vorjahre in einem kritiſchen Augenblick 


König Georg den Ausſpruch gethan haben ſoll: 


im Falle der Volkswille für Delijannis entſcheiden 
ſollte, er ſich veranlaßt ſehen würde, das Land 
zu verlaſſen. Man befürchtet nun, daß dieſer 
königliche Entſchluß baldigſt zur Ausführung ge⸗ 
bracht wird. ; ae : 
„Die albaneſiſchen Komitees treffen Berbe- 
reitungen zur Gründung von nationalen eee 

n Bor 
grade (am Ochrida⸗See) befindet ſich bereits eine 
ſolche Schule, die von geiſtlichen und mohamedani⸗ 
ſchen Albaneſen benutzt wird. 


Amerika. 
Buenos⸗Ayres, 7. Mal. (Meldung des 
„Reuterſchen Bureaus.) Der frühere Finanz⸗ 
miniſter Pacheco begiebt ſich im Auftrage der 
argentiniſchen Regierung in einer finanziellen 
Miſſion nach Europa. 


SAR — . — 


Stettiner Nachrichten. 


Stettin, 8. Mai. Das XII. Verzeichniß der 
bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen 
enthält die folgenden aus Pommern: Eigenthümer 


Hermann Radde zu Puſtchow bei Naſſow (Bezirk 


Köslin) bittet um Gewährung einer Unfallrente 
an ſeine Frau; der Stettiner Gewerbeſchutzverein 
bittet um Abänderung des Geſetzes über die Wirth⸗ 
ſchaftsvereine und Genoſſenſchaften (Verbot des 
Verkaufs von Waaren an Nichtmitglieder, Verbot 
von Beamtenvereinen ꝛc.); der Vorſtand des Rohſtoff⸗ 
magazin⸗Konſumvereins — E. G. m. b. H. 

zu Dramburg und Genoſſen petitionirt betreffs 
der Einſchränkung des Geſchäftsbetriebes der 
Konſumvereine; Kaufmann Wendler und Genoſſen 
zu Kolbergermünde betreffs Bekämpfung des un⸗ 
lauteren Wettbetriebes; Wehrmann Heinrich Polzin 
zu Bütow bittet um Gewährung von Militär⸗ 
Invalidenbenefizien; um Ablehnung des Geſetzent⸗ 
wurfs betreffend Aenderungen und Ergänzungen 
ves Strafgeſetzbuchs, des Militär⸗Strafgeſetzbuchs 
und des Geſetzes über die Preſſe bitten: der Vor⸗ 
ſtaud des liberalen Wahlvereins zu Stettin, Prof. 
Dr. F. Suſemihl zu Greifswald im Namen einer 
Verſammlung, und außerdem Petenten aus 
Anklam, Pyritz, Greifswald, Paſewalk, Regen⸗ 
walde, Stolp, Torgelow; Petenten aus Greifs⸗ 
wald bitten denjenigen Theil des Geſetzentwurfes, 
betreffend Aenderungen und Ergänzungen des 
Strafgeſetzbuchs, welcher der theoretiſchen Erörte⸗ 
rungall gemeiner Probleme oder deren künſtleriſcher 
Behandlung gewiſſe Schranken ſetzt, insbeſondere 
den zweiten Abſatz des § 130 des Entwurfes ab⸗ 
zulehnen; von Saldern⸗Brallenthin, Präſident der 
Pommerſchen ökonomiſchen Geſellſchaft, und Ge⸗ 
noſſen zu Brallenthin petitioniren betreffs gene⸗ 
reller Neukontingentirung eventuell Feſthaltung an 
der jetzigen Kontingentirung bis zum Ablauf der⸗ 
ſelben; die Vorſteher der Kaufmannſchaft zu 
Stettin bitten um Ablehnung des Geſetzentwurfs 
wegen Abänderung des Branntweinſteuergeſetzes. 

— In vergangener Nacht gegen 3 Uhr 
wurde die Feuerwehr nach der Körnerſtraße ge⸗ 
rufen, woſelbſt der Bauzaun am Neubau der 
Artillerie⸗Kaſerne in Brand gerathen war. Die 
Unterdrückung des Feuers gelang ſehr ſchnell. 

— Ein Freund von exotiſchen Gewächſen 
ſcheint ein Dieb zu ſein, der vorgeſtern Nacht von 
dem Hofe Auguſtaſtraße 3 eine Palme mit Topf 
entwendete, ſollte ſeine Perſönlichkeit entdeckt wer⸗ 
den, fo dürfte er nicht lauge ungeſtraft „unter 
Palmen wandeln“. 

— Die königliche Polizei⸗Direktion hatte es 
geſtattet, daß die Vorſtellungen auf dem Feſtplatze 
zu Alttorney zum Beſten der Ferienkolo⸗ 
nien um einen Tag verlängert wurden. Herr 
Aeffcke hat nunmehr den Reinertrag dieſes Tages 
im Betrage von 86 Mark 90 Pf. an das Komitee 
abgeliefert. Es ſind dadurch die Mittel geſchaffen 
worden, 2 kranke Kinder 4 Wochen hindurch ver⸗ 
pflegen zu können. Hoffentlich werden noch mehrere 
Beranftaltungen getroffen worden, um den Ferien⸗ 
folonien Mittel zuzuführen, ; 


